Die Linkspartei.PDS Berlin

10. Landesparteitag 

3.Tagung

06. Mai 2006

Änderungsantrag
Nr. 1. 12. 1./1. 5. (neu)
zum Antrag 1 Entwurf des Wahlprogramms der Linkspartei.PDS Berlin zur Wahl zum Abgeordnetenhaus am 17. September 2006

Einreicher: 
Dr. Michail Nelken, Dr. Klaus Lederer, Dr. Thomas Römer


1.) Auf Seite 34, Zeile 20 wird eingefügt:

„Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist ein Wohnungsbestand von rd. 15 % der Mietwohnungen in der Stadt in einer bestimmten Ausstattungsstruktur und einer bestimmten sozialräumlichen Verteilung über das Stadtgebiet im kommunalen Eigentum zu erhalten und zu entwickeln. Weitere Verkäufe von kommunalen Wohnungsbeständen oder Wohnungsbaugesellschaften zur Haushaltssanierung wird es mit der Linkspartei nicht geben. Der Verkauf von Wohnungsbeständen zum Zwecke der Haushaltsentlastung wäre auch haushaltspolitisch kurzsichtig, denn er erzwingt Ausgaben in zukünftigen Haushalten. Auch der Verkauf von Wohnungsbeständen zur unmittelbaren Insolvenzabwehr ist für sich genommen kein akzeptables Sanierungskonzept und bietet keine Lösungsoption für die Schieflage des öffentlichen Wohnungssektors.“
2.) Der Abschnitt S. 34, Zeile 4-11 (Satzende: „… abgesichert wird.“) wird gestrichen.

3.) Der Abschnitt S. 34, Zeile 21 bis 30 wird ersetzt durch:

„Die Linkspartei.PDS setzt sich entschieden dafür ein, dass in der kommenden Legislaturperiode das bislang uneingelöste rot-rote politische Vorhaben nach Maßgabe folgender Ziele der städtischen Wohnungswirtschaft erfüllt wird: 

Die wirtschaftliche Zielsetzung der städtischen Wohnungsbaugesellschaften ist wieder auf eine konsequent gemeinwirtschaftliche Orientierung umzustellen. Primär profitorientierte Immobilienverwertungsstrategien und -projekte sind kurzfristig aufzugeben. Die Verlagerung staatlicher und kommunaler Aufgaben zur Entlastung der öffentlichen Kassen auf die städtischen Wohnungsbaugesellschaften muss zukünftig ebenso unterbleiben wie die Instrumentalisierung für stadtentwicklungspolitische Projekte der Landespolitik jenseits ihrer eigentlichen Aufgabe. 

Die Unternehmensstrategie wird auf die Bewirtschaftung von Mietwohnungen konzentriert. Das bedeutet auch, dass die Bewirtschaftung und Entwicklung von Gewerbeimmobilien nur im Zusammenhang mit Wohnungsbeständen erfolgt. Erträge aus der Bestandsbewirtschaftung werden zur Instandsetzung und Sanierung der Wohnungsbestände eingesetzt. Der Bestand ist zu überprüfen und zu optimieren. Verkäufe von einzelnen Wohngebäuden zur Optimierung der Bewirtschaftung erfolgen vorzugsweise an gemeinnützige Erwerber oder an Mieter und Genossenschaften. Das Vorkaufsrecht der Mieter ist zu sichern, seine Ausübung zu unterstützen. Ein Verkauf von Beständen an Investmentgesellschaften ist auszuschließen. Im Verkaufsfall an Dritte werden weitgehende Mieterschutzrechte vereinbart, deren Einhaltung abzusichern ist. 

Für die sechs Berliner Wohnungsbaukonzerne ist eine gesamtstädtische, abgestimmte und kooperative Geschäftsstrategie durchzusetzen. Dies gelingt durch die Schaffung eines Unternehmensverbunds, in dem Finanzierungs- und Immobilienmarktaktivitäten einheitlich gesteuert und Unternehmensverwaltungsaufgaben Kosten senkend gemeinsam erledigt werden. Die Verwaltung der Wohnungsbestände erfolgt dezentral und mieternah. Die Transparenz der Geschäftspolitik und aller wirtschaftlichen Unternehmensdaten wird zu einem Unternehmensgrundsatz entwickelt. Die Einkünfte der Geschäftsführungen werden offen gelegt und erfolgsabhängig gestaltet, wobei sich der wirtschaftliche Erfolg an der Erfüllung der sozialen und gemeinwirtschaftlichen Zielstellungen bemisst.
Die Linkspartei.PDS betrachtet Mietergenossenschaften als wesentlich tragendes Element für eine soziale Wohnungsversorgung. Ihre Entwicklung und Bildung soll wieder stärker gefördert werden. Sie sind bevorzugte Erwerber beim Verkauf städtischer Wohnungen.“ 

Begründung:

Aus den Diskussionen um den Entwurf des Wahlprogramms, insbesondere den Änderungsantrag Nelken, hat sich gezeigt, dass es möglich ist, unsere Zielvorstellungen in Bezug auf den städtischen Wohnungssektor noch konkreter zu fassen und zu formulieren, als es bislang der Fall ist. Deshalb bitten wir um Einfügung des Absatzes zu 1.), die Streichung des Absatzes zu 2.) und um eine Ersetzung des Absatzes wie zu 3.) beantragt. 
Die Anträge Nelken und Römer u. a. werden zurückgezogen. Die wohnungspolitischen Forderungen jenseits der Problematik der städtischen Wohnungsbaugesellschaften können für das A-Z-Material aufgearbeitet werden. Gegebenenfalls besteht die Möglichkeit der Beschlussfassung zu wohnungspolitischen Schwerpunkten auf einer anderen Tagung unseres Landesparteitags.
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